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Beilage zu Nr. 8 des Miniſterial-Blatts 


Handels- und Gewerbe-Ver waltung. 


Berlin, Donnerstag, den 6. April 1905. 


Allerhöchſte Verordnung 


über 


die Errichtung eines Landesgewerbenmts und eines ſtändigen Beirats 
für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen uſw. verordnen auf Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


1. 
Zur Unterſtützung des Miniſters für Handel und Gewerbe in der Verwaltung des 
gewerblichen Unterrichksweſens und der Gewerbeförderung werden ein Landesgewerbeamt 
und ein ſtändiger Beirat errichtet. 


2 

Das Landesgewerbeamt iſt eine dem Minifter für Handel und Gewerbe unmittelbar 
unterſtellte Kollegialbehörde. Es beſteht aus einem Vorſitzenden, ſeinen Stellvertretern 
ſowie den ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern. 

Der Vorſitzende und die ordentlichen Mitglieder des Amts werden von Mir auf 
Vorſchlag des Miniſters für Handel und Gewerbe, die Stellvertreter des Vorſitzenden und 
die außerordentlichen Mitglieder vom Miniſter für Handel und Gewerbe ernannt. 

Die ordentlichen Mitglieder führen den Titel „Landesgewerberat“ und gehören der 
IV. Raugklaſſe an. Drei Jahre nach ihrer Anſtellung können ſie Mir vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe zur Verleihung des Charakters als „Geheimer Regierungsrat“ vor⸗ 
geſchlagen werden. 

Die Bureau⸗, Kanzlei und Unterbeamten ernennt der Vorſitzende des Landes⸗ 
gewerbeamts. 


8 3. 
Das Landesgewerbeamt hat innerhalb der vom Miniſter für Handel und Gewerbe 
feſtzuſtellenden Grenzen und nach den von ihm zu treffenden Beſtimmungen: 
1. an der Aufſicht über das gewerbliche Unterrichtsweſen und über die der Gewerbe— 
förderung dienenden Einrichtungen teilzunehmen; 
2. über die Entwicklung des gewerblichen Unterrichtsweſens und der Gewerbeförderung 
Verwaltungsberichte zu erſtatten; 
3, die im Inland und Ausland erſcheinenden, das gewerbliche Unterrichtsweſen und 
die Gewerbeförderung betreffenden Veröffentlichungen zu ſammeln und ſyſtematiſch 
u ordnen; 
4. In den das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung betreffenden 
Angelegenheiten den Miniſter techniſch zu beraten. 
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Der Miniſter für Handel und Gewerbe kann dem Landesgewerbeamte weitere Auf⸗ 
gaben auf dem Gebiete der Verwaltung des gewerblichen Uiterrichts und der Gewerbe— 
förderung überweiſen, ihm auch die Verwaltung einzelner, der Gewerbeförderung dienender 
Einrichtungen übertragen. 

Ebenſo bleibt dem Minifter vorbehalten, die einzelnen Mitglieder des Landesgewerbe⸗ 
amts zur Erledigung beſonderer Aufträge heranzuziehen. 

§ 4. 

Die wichtigeren, dem Miniſter zu erſtattenden Gutachten und Berichte werden in der 
Regel nach den in den Sitzungen des Kollegiums auf Grund mündlicher Vorträge gefaßten 
Beſchlüſſen bearbeitet. 

Im übrigen wird die Geſchäftsordnung des Landesgewerbeamts vom Miniſter für 
Handel und Gewerbe feſtgeſtellt. 

Ss 5 

Der ftändige Beirat für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung 
iſt berufen, auf Erfordern des Miniſters für Handel und Gewerbe wichtige Fragen dieſer 
Verwaltungszweige, namentlich ſolche von grundſätzlicher Bedeutung zu erörtern und zu 
begutachten. 

Der ſtändige Beirat beſteht aus einer allgemeinen Abteilung und aus Fachabteilungen. 

Die ordentlichen Mitglieder des Landesgewerbeamts gehören ſowohl der allgemeinen, 
wie den Fachabteilungen des Beirats an. 

Im übrigen werden die Mitglieder aller Abteilungen von dem Miniſter auf die 
Dauer von fünf Jahren berufen, mit der Maßgabe, daß in der allgemeinen Abteilung 
jede Fachabteilung mindeſtens durch ein berufenes Mitglied vertreten ſein muß. 

Dem Miniſter für Handel und Gewerbe bleibt vorbehalten, neben den auf Grund 
des Abſ. 4 berufenen Mitgliedern auch weitere Mitglieder für einzelne Sitzungen zu berufen. 


a § 6. 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen erläßt der 
Miniſter für Handel und Gewerbe. 


= Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen 
Inſiegel. 


Gegeben, Berlin im Schloß, den 20. März 1905. 
(L. S.) gez. Wilhelm R. 


gegengez.; Gr. v. Bülow. Schöuſtedt. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. Frhr. v. Richthofen. 
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Ausführungsanweiſung 
zu ١ 
der Allerhüchſten Verordnung vom 20. Mürz 1905 (G. F. 173) über die Er- 
richtung eines Landesgewerbeamts und eines ſtündigen Beirats für das gewerbliche 
Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung. 


Auf Grund des § 6 der Allerhöchſten Verordnung vom 20. März d. J. (GS. S. 11 
beſtiume ich hierdurch folgendes: 


Stellung des Landesgewerbeamts im allgemeinen. 
81. 
Das Landesgewerbeamt hat ſeine Berichte und Gutachten unmittelbar dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe zu erſtatten. Sntvieweit ein Geſchäftsverkehr mit anderen Des 
hörden oder mit Privatperſonen ſtattfindet, beſtimmt der Minifter. 


Aufſicht. 


§ 2. 
Die Aufſichtstätigkeit des Landesgewerbeanmts erſtreckt ſich auf nachſtehende ſtaatliche 
und ſtaatlich unterſtützte Einrichtungen: 
1. die Fortbildungsſchulen (gewerbliche und kaufmänniſche), 
2. die Handelsſchulen und Handelshochſchulen, 
3. die Fachſchulen für das Baugewerbe, 
die Fachſchulen für die Metallinduſtrie, 
die Fachſchulen für die Textilinduſtrie, 
die Handwerker und Kunſtgewerbe- ſowie die keramiſchen Schulen, 
die Mädchen⸗ Gewerbe- und Haushaltungsſchulen, 
die Meiſterkurſe. 
Die Überweiſung weiterer Einrichtungen bleibt vorbehalten. 
Das Landesgewerbeamt hat über die ſeinem Geſchäftsbereich überwieſenen Ein⸗ 
richtungen Verzeichniſſe anzulegen und dauernd auf dem laufenden zu erhalten. 


8 3. 
Das Landesgewerbeantt hat insbeſondere die Aufgabe: 
1. darauf zu achten, daß die vom Miniſter feſtgeſetzten oder genehmigten organi⸗ 
ſatoriſchen Beſtimmungen, Lehrmethoden und anderen, den inneren Betrieb be- 
treffenden allgemeinen oder beſonderen Anordnungen durchgeführt werden; 
2. zu prüfen und feſtzuſtellen, ob und inwieweit die vorhandenen Einrichtungen ihren 
Zweck erfüllen, oder aus welchen Gründen und nach welchen Richtungen in der 
Organiſation, der Unterrichtserteilung oder der Ausſtattung Anderungen oder Er⸗ 
gänzungen notwendig ſind; 
3. ſich über Fähigkeiten und Leiſtungen der Direktoren und Lehrer auf Grund ſorg⸗ 
fältiger fortlaufender Ermittelungen dauernd zu unterrichten. 
Dabei ſind die Beobachtungen und Urteile der zuſtändigen Provinzial⸗ und Orts⸗ 
behörden zu berückſichtigen. 1 ٠ ١ 

Die Aufſicht erfolgt durch Prüfung der Lehr und Stundenpläne, der Jahresberichte 
und des ſonſt vom Miniſter überwieſenen Materials, ſowie durch die von den Mitgliedern 
des Landesgewerbeamts vorzunehmenden Beſichtigungen. 


D‏ مع 
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§ 4. 

Die Mitglieder des Landesgewerbeamts find befugt, bei ihren Beſichtigungen auf 
Mängel in der Handhabung und Durchführung der für den Unterrichtsbetrieb beſtehenden 
Vorſchriften aufmerkſam zu machen und zu ihrer Abſtellung Ratſchläge und Anregungen 
zu geben. Iſt bei der Beſichtigung ein Vertreter des zuſtändigen Regierungspräſidenten 
zugegen, ſo haben ſie ſich ſeiner Zuſtimmung vorher zu verſichern. 

Jeder Tätigkeit, die der Entſcheidung des Miniſters oder der ordentlichen Auflichts- 
behörden vorgreifen könnte, haben ſie ſich zu enthalten. 


§ 5. 
Das Landesgewerbeamt hat die Termine der vorzunehmenden Beſichtigungen dem 
Miniſter anzuzeigen und dem zuſtändigen Regierungspräſidenten mitzuteilen. Dieſer wird 
in der Regel einen Vertreter zu der Beſichtigung entſenden. 


§ 6. 

Die Ergebniſſe der Beſichtigungen ſind — in der Regel durch mündlichen Vortrag — 
zur Kenntnis des Kollegiums zu bringen. 

Über wichtige, dabei zur Sprache gebrachte Beobachtungen — namentlich über Mängel, 
die eine ſchleunige Abhilfe erheiſchen — hat das Landesgewerbeamt alsbald dem Miniſter 
zu berichten. 

Verwaltungsberichte. 
e 

Der nach § 3 Ziffer 2 der Verordnung vom 20. März 1905 zu erſtattende Ver⸗ 
waltungsbericht fol nach den verſchiedenen Gattungen der Schul- und Gewerbeför⸗ 
derungseinrichtungen in getrennte Abſchnitte zerfallen. 

Bei ſeiner Abfaſſung ſoll hauptſächlich darauf geachtet werden, daß über die Ent⸗ 
wickelung und den Stand der dem Geſchäftsbereiche des Landesgewerbeamts überwieſenen 
Einrichtungen vollſtändige Auskunft gegeben und das Intereſſe dafür in weiteren Kreiſen 
geweckt und gefördert wird. 

Zu dieſem Zwecke ſollen insbeſondere den einzelnen Abſchnitten des Berichtes Über⸗ 
ſichten beigegeben werden, die über die beſtehenden Anſtalten und Einrichtungen und ihre 
Verfaſſung, über ihren Umfang und die Zahl ihrer Beſucher, ſowie über die im Laufe des 
Jahres eingetretenen Veränderungen Auskunft geben. 

Die Muſter für dieſe Überſichten werden auf Vorſchlag des Landesgewerbeamts vom 
Miniſter feſtgeſtellt. Dieſer wird auch die notwendigen ſtatiſtiſchen Unterlagen, ſoweit ſie 
nicht vom Landesgewerbeamt ſelbſt beſchafft werden, dieſem zur Verfügung ſtellen. 

Der Bericht iſt zum erſten Mal am 1. Oktober 1905, in Zukunft in zweijährigen 
Perioden am 1. Oktober dem Miniſter einzureichen. 


Materialſammlung. 
§ 8. 
: Das Landesgewerbeamt ſoll eine Sammelſtelle für die auf den Ausbau des 015610 
lichen Schulweſens und der Gewerbeförderung betreffenden Veröffentlichungen bilden. 
Zu dem Ende hat das Amt eine Bücherei anzulegen, in der die wichtigeren Er⸗ 
ſcheinungen auf dieſem Gebiet im Inland und Ausland (Bücher, Zeitſchriften, Vorlege⸗ 
werke, Beilagen von Muſterbauplänen uſw.) zu vereinigen ſind. Die Bücherei ſoll in erſter 
Linie dem Zwecke dienen, den Mitgliedern des Landesgewerbeamts alle für ihre amtliche 
Tätigkeit erforderlichen literariſchen Hilfsmittel zur Verfügung zu ſtellen. Soweit die Er⸗ 
reichung dieſes Zwecks dadurch nicht beeinträchtigt wird, können Bücher und andere 
Sammlungsgegenſtände an Behörden und Anſtalten für begrenzte Zeit leihweiſe abgegeben 
werden. 
Gutachtliche Tätigkeit. 
§ 9. 
Die gutachtliche Tätigkeit des Landesgewerbeamts ſoll ſich auf alle im § 2 bezeichneten 
Gebiete der Verwaltung erſtrecken, inſonderheit: 
1. auf die Organiſation der daſelbſt aufgeführten Einrichtungen (Aufnahmebedingungen, 
Lehrpläne, Prüfungsordnungen, Lehrmethoden), 
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. auf ihre Ausſtattung mit Lehrmitteln, 

Kauf die Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung von Direktoren und Lehrern, 
. auf die Ausbildung und Fortbildung der Lehrer, 

auf die Einrichtung von Neubauten, 

. auf die Aufſtellung der Etats. 


O Op NS 


Sonſtige Aufgaben. 
§ 10. 

Das Landesgewerbeamt wird von allen auf den in § 9 unter Ziffer 1—6 bezeichneten 
Verwaltungsgebieten ergehenden wichtigen Maßnahmen und Entſcheidungen Kenntnis er⸗ 
halten, auch wenn wegen Eilbedürftigkeit oder aus anderen Gründen fein vorgängiges Gut⸗ 
achten nicht erfordert iſt. 

Unter Beachtung dieſer Mitteilungen hat das Landesgewerbeamt ſich über alle Ver⸗ 
hältniſſe, die für eine erſchöpfende Begutachtung von Bedeutung ſind, fortlaufend in Kenntnis 
zu erhalten, namentlich auch über die für die Lehrerſtellen der verſchiedenen Schulgattungen 
ſich meldenden Bewerber vollſtändige Verzeichuiſſe zu führen, die über ihre Befähigung 
erſchöpfende Auskunft geben. 

Ebenſo ſind über die für die verſchiedenen Schulgattungen in Frage kommenden Lehr⸗ 
mittel Verzeichniſſe zu führen, aus denen ihre Vorzüge und Mängel zu erſehen ſind. 


Geſchäftsgang und Stellung des Vorſitzenden und der Mitglieder im 
allgemeinen. 
§ 11. 

Der Vorſitzende leitet und beaufſichtigt den geſamten Geſchäftsgaug und ſorgt für 
pünktliche Erledigung der Arbeiten. Er ſtellt einen Geſchäftsplan auf, durch welchen die 
Tätigkeit der Mitglieder ſoweit als möglich im voraus abgegrenzt wird, und verteilt danach 
die zu erledigenden Arbeiten. 

Ihm liegt die Heranziehung der außerordentlichen Mitglieder ob, denen er ihre Auf— 
gaben allgemein oder im Einzelfalle zuweiſt. 

Er ſtellt die Bureau, Kanzlei⸗ und Unterbeamten, ſowie Hilfsarbeiter an und hat, 
ſoweit erforderlich, ihre Vereidigung zu veranlaſſen. Die Dienſtreiſen der Mitglieder des 
Landesgewerbeamts unterliegen ſeiner Genehmigung. 


Sl, 

Laufen Anfragen oder Anträge beim Landesgewerbeamt ein, zu deren Erledigung 
dies nicht zuſtändig iſt, ſo hat der Vorſitzende ſie dem Miniſter alsbald vorzulegen. In 
geeigneten Fällen kann er zuvor die gutachtliche Außerung des Landesgewerbeamts einholen 
und dieſe dem Miniſter gleichzeitig einreichen. 


§ 13. 

Für die Bearbeitung der Sachen ſind der Regel nach außer einem Berichterſtatter ein 
oder mehrere Mitberichterſtatter zu beſtellen. 

Die Ernennung eines Berichterſtatters iſt ausreichend, wenn es {iD um Angelegen— 
heiten von nicht allgemeiner oder grundſätzlicher Bedeutung handelt. 


§ 14. 


Die zu erſtattenden Gutachten und Berichte ſind in den der Regel nach allwöchentlich 
ſtattfindenden Sitzungen zu beſprechen. Von einer Erörterung in der Sitzung kann ab⸗ 
geſehen werden, wenn die in Frage ſtehenden Angelegenheiten nicht von allgemeiner oder 
grundſätzlicher Bedeutung oder eilbedürftig und Berichterſtatter und Vorſitzender über den 
Inhalt des Berichtes oder Gutachtens einverſtanden ſind. 


Sitzungen. 
§ 15. 
Der Vorſitzende leitet in den Sitzungen die Verhandlungen und Beratungen. Bei 


der Abſtimmung ſtellt er die Fragen und ſammelt die Stimmen. Stimmrecht haben außer 
dem Vorſitzenden ſämtliche anweſenden ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder. Der 
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Abſtimmung unterliegen nicht nur die Endergebniſſe, ſondern auch die Begründungen der Be⸗ 
richte und Gutachten. Iſt ein Beſchluß nicht einſtimmig gefaßt, ſo iſt dies auf Verlangen 
auch nur eines Überſtimmten in dem Berichte zu bemerken und ſind die Gründe der Anſicht 
der Minderheit darzulegen. 

Der Vorſitzende kann anordnen, daß die Erörterung in der Sitzung auf Grund einer 
vom Referenten auszuarbeitenden ſchriftlichen Darlegung ſtattfindet, die den Mitbericht⸗ 
erſtattern und nach Befinden des Vorſitzenden allen an der Beratung Teilnehmenden recht⸗ 
zeitig vor der Sitzung mitgeteilt wird. 

An den Sitzungen können die Referenten im Miniſterium mit beratender Stimme 
teilnehmen. 

Ein Verzeichnis der vorausſichtlich zur Erörterung gelangenden Angelegenheiten ſoll 
in der Regel ſpäteſtens am Tage vor jeder Sitzung dem Miniſter vorgelegt und jedem 
an der Sitzung teilnehmenden Mitgliede, ſowie den Referenten im Miniſterium mitgeteilt 
werden. 

§ 16. 

Beabſichtigt ein Mitglied des Landesgewerbeamts eine Dienſtreiſe zu unternehmen, ſo 

iſt dies zur Kenntnis der übrigen Mitglieder zu bringen. 4 


Urſchriften und Reinſchriften. 
Se. 
Die Urſchriften der Berichte und Gutachten find von dein Berichterſtatter zu ent⸗ 


werfen und von ihm, den Mitberichterſtattern und dem Vorſitzenden zu vollziehen. Die 
Reinſchriften werden von dem Vorſitzenden gezeichnet. Doch ſind in ihnen die Namen der⸗ 
jenigen Mitglieder aufzuführen, welche als Berichterſtatter oder Mitberichterſtatter an der 
Bearbeitung der Sache teilgenommen haben. 


Dienſtſiegel. 
8 18. 
Das Landesgewerbeamt führt ein Dienſtſiegel mit dem Königlichen Wappen mit den 
Schildhaltern und der Umſchrift: Königliches Landesgewerbeamt. 


Ständiger Beirat. 
§ 19. 

Der ſtändige Beirat für das gewerbliche Unterrichtsweſen und die Gewerbeförderung 
hat die Aufgabe, dem Miniſterium die Kenntuis der in den Kreiſen der Fachkundigen und 
Beteiligten vorhandenen Anſchauungen und Beſtrebungen zu vermitteln und dieſen Kreiſen 
Gelegenheit zu geben, bei der Ausgeſtaltung des gewerblichen Unterrichtsweſeus und der 
Gewerbeförderung in Fragen von grundſätzlicher und allgemeiner Bedeutung mitzuwirken. 

Die Tätigkeit des ſtändigen Beirats ſoll ſich auf das geſamte Gebiet des geiverb- 
lichen Unterrichtsweſens und der Gewerbeförderung erſtrecken. 8 

Die Beratungen erfolgen auf Grund einer vom Miniſter feſtgeſetzten Tagesordnung. 
Nach ſeiner Beſtimmung nehmen an den Beratungen auch ſeine Referenten teil. 


8 20. 
Die allgemeine Abteilung des ſtändigen Beirats wird alsbald, die Fachabteilungen 
werden nach Bedürfnis gebildet. 


§ 21. 

Die Mitglieder des ſtändigen Beirats werden vom Miniſter aus der Zahl der Fort⸗ 
bildungs- und Fachſchuldirektoren, Regierungs- und Gewerbeſchulräte, Vertreter von Ge⸗ 
meinden, Handelskannnern, Handwerkskammern und ähnlichen Korporationen, Landtags⸗ 
abgeordneten und ſonſtigen auf dem hier in Rede ſtehenden Gebiete verdienten Perſönlich⸗ 
keiten, ſowie aus Vertretern der an den Schulen intereſſierten preußiſchen und Reichs⸗ 
Zentralbehörden berufen werden. 


§ 22. 
Die allgemeine Abteilung wird in der Regel alle zwei Jahre zuſammenberufen. 


ze 
Zur Erörterung find ſtets die Verwaltungsberichte des Landesgewerbeamts zu ſtellen. 
Im Anſchluß hieran ſind Mitteilungen über die etwa in Vorbereitung befindlichen Aus⸗ 
geſtaltungen und Neueinrichtungen zu machen. Endlich können Fragen von allgemeiner 
Bedeutung zur gutachtlichen Beratung gebracht werden. 


§ 253. 

Die Einberufung der Fachabteilungen erfolgt nach Bedarf. Von ihnen ſind Gutachten 
über Fragen zu erſtatten, die für die betreffenden Gruppen von Schul- oder Gewerbe— 
förderungseinrichtungen von allgemeiner Wichtigkeit ſind. 

§ 24. 

Die Zuſammenſetzung der allgemeinen Abteilung und der Fachabteilungen des ſtändigen 
Beirats ſowie jede Neuberufung von Mitgliedern wird im Miniſterial⸗Blatt der Handels⸗ 
und Gewerbe⸗Verwaltung bekannt gemacht. Daſelbſt werden auch die Termine für die 
Sitzungen des Beirats veröffentlicht. 


Die Einladung erfolgt mindeſtens 14 Tage vor dem Beginne der Beratungen durch 
ſchriftliche Benachrichtigung der Mitglieder unter Mitteilung der Tagesordnung. 


8 25. 


Haben die Beratungen des ſtändigen Beirats die Abgabe gutachtlicher Außerungen 
zum Zwecke, ſo ſind ihnen ſchriftliche Ausarbeitungen zugrunde zu legen, welche den Mit⸗ 
gliedern bei der Einladung zuzuſtellen find. 

Mit der Berichterftattung im ſtändigen Beirat find Mitglieder des Miniſteriums, des 
Landesgewerbeamts oder des ſtändigen Beirats zu beauftragen. Daneben ſind in der 
Regel ein oder mehrere Mitberichterſtatter zu ernennen. 

In wichtigeren Fragen kann den Mitberichterſtattern die Ausarbeitung und Einſendung 
ſchriftlicher Gutachten bor dem Zuſammentritte des Beirats aufgegeben werden. 


8 26. 

Den Vorſitz im ſtändigen Beirat führt der Vorſitzende des Landesgewerbeamts oder 
ſein Stellvertreter, ſofern der Miniſter nicht ſelbſt den Vorſitz übernimmt oder einen Ver⸗ 
treter damit beauftragt. 

Auf die Befugniſſe des Vorſitzenden in den Sitzungen und das Stimmrecht der 
Mitglieder des ſtändigen Beirats findet § 15 entſprechende Anwendung. 


§ 27. 

Den außerhalb Berlins und ſeiner Vororte wohnenden Mitgliedern des ſtändigen 
Beirats wird als Erſatz der Reiſekoſten der Betrag der Rückfahrkarte II. Klaſſe von ihrem 
Wohnorte nach Berlin erſtattet. Daneben erhalten fie Tagegelder von 15 KA. 

Staatsbeamte erhalten Reiſekoſten und Tagegelder nach den geſetzlichen Beſtimmungen. 

§ 28. 

Über jede Sitzung des ſtändigen Beirats iſt ein Protokoll aufzunehmen und mit dem 

nächſten Verwaltungsberichte des Landesgewerbeamts ($ 7) zu veröffentlichen. 
8 

Mit dem Zuſammentreten des ſtändigen Beirats erliſcht die ſtändige Kommiſſion für 
das techniſche Unterrichtsweſen. 

Die Aufgaben der techniſchen Zentralſtelle für Textilinduſtrie gehen, inſoweit nach 
vorſtehenden Beſtimmungen die Zuständigkeit des Landesgewerbeamts begründet iff, an 
dieſes über. 


Berlin, den 3. April 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Möller. 
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